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Kommission soll den
Fall Locher untersuchen
Landeskirche Die Evangelisch-re-
formierte Kirche Schweiz treibt
die Untersuchungen im Zusam-
menhang mit den Rücktritten
von Ex-Präsident Gottfried Lo-
cher und Ratsmitglied Sabine
Brändlin weiter voran. An ihrer
Synode in Bern wählte sie eine
entsprechende Untersuchungs-
kommission. Ende Mai war
Locher aus seinem Amt ausge-
schieden, nachdem Vorwürfe
über Grenzverletzungen seiner-
seits gegenüber einer ehemali-
genMitarbeiterin publik gewor-
den waren. (sda)

Zwei Regierungsräte
in Quarantäne
Solothurn Zwei Solothurner Re-
gierungsräte und zwei weitere
Personen müssen nach einer
Gemeindeaussprache mit den
Thaler Gemeinden bis und mit
kommenden Freitag in Quaran-
täne. Nach dem Treffen am ver-
gangenenDienstagwar eine Per-
son positiv auf Covid-19 getestet
worden. Bei den beiden Regie-
rungsräten, Finanzdirektor Ro-
landHeim und Bildungsdirektor
Remo Ankli, sind bis jetzt keine
Krankheitssymptome aufgetre-
ten,wie die Staatskanzlei gestern
mitteilte. Sie seien wohlauf und
führten ihre Geschäfte aus dem
Homeoffice weiter. (sda)

Nachrichten

Am Samstag erstach ein Mann
einen 29-jährigen Portugiesen
vor einem Kebablokal im Zent-
rumdesWaadtländer Städtchens
Morges. Das Opfer starb noch an
Ort und Stelle.AmSonntag nahm
die Polizei einen 27-jährigenTat-
verdächtigen in Renens fest.

Gestern gab die Bundesan-
waltschaft (BA) bekannt, dass sie
die Ermittlungen in dem Fall
übernommen habe,weil sich ein
terroristischerHintergrund nicht
ausschliessen lasse. Der Tatver-

dächtige sei ein bereits Beschul-
digter in einem Strafverfahren
derBA, und er sei demNachrich-
tendienst des Bundes (NDB) seit
2017 bekannt. Involviert sind
neben der KantonspolizeiWaadt
und der BA noch der NDB und
das Bundesamt für Polizei.

Beim Tatverdächtigen soll es
sich laut Insidern in Lausanne
um einen türkisch-schweizeri-
schen Doppelbürger handeln.
Wahrscheinlich habe er sein
Opfer zufällig ausgewählt. Er sei

ein in der Szene gut vernetzter
Islamist. Laut demWestschwei-
zer Fernsehen befand sich der
Mann bis im Juli im Gewahrsam
derBehörden,weil er psychische
Probleme aufwies und in eine
Brandstiftung verwickelt war.

Brennpunkt Lausanne
2017 wurden imWaadtland drei
mutmassliche Islamisten ver
haftet. Gegen alle drei eröffnete
die BA in der Folge ein Strafver-
fahren – unter anderem wegen

Verstosses gegen dasVerbot von
Islamischem Staat und al-Qaida
sowie wegen strafbarer Vorbe-
reitungshandlungen.

Während zwei Beschuldigte
bald wieder auf freien Fuss ge-
setzt wurden, blieb der dritte in
Untersuchungshaft. Bei ihm
hatte man mit Benzin gefüllte
Flaschen, ein verbotenesMesser,
einen Koran und eine Anleitung
für den Kampf als Stadtguerilla
gefunden. ImGefängnis versuch-
te der Mann, einen Wärter um-

zubringen. Weil bei ihm eine
paranoide Schizophrenie diag-
nostiziert wurde, ordnete das
Bundesstrafgericht dieses Jahr
eine kleine Verwahrung an.

Lausanne und Umgebung
sind – ähnlich wie die Region
Winterthur– ein Brennpunkt der
islamistischen Radikalisierung.
Rund 15 Personen aus derWaadt
schlossen sich in Syrien Terror-
gruppen an oder versuchten es.

Kurt Pelda

Bundesanwaltschaft schaltet sich inMordfall vonMorges ein
Islamistischer Hintergrund Die für Terrordelikte zuständige Behörde hat die Ermittlungen übernommen.

Umfrage Die Altersvorsorge ist
gemäss dem CS-Jugendbaro
meter die Hauptsorge der jungen
Generation. In keinem anderen
deruntersuchten Länder schaffte
es die Altersvorsorge unter die
Top 10. In der Schweiz sind es
47 Prozent der Befragten, die die
Sanierung derAltersvorsorge als
grösstes Problem sehen,wie die
Credit Suisse gestern mitteilte.
In der Problemwahrnehmung
und in der politischen Arena sei
die Altersvorsorge hierzulande
ein Dauerthema.Allerdingswol-
len die Jungen dabei nicht am
etablierten System der Finanzie-
rung der Rentner durch die Er-
werbstätigen rütteln.

Auf Platz zwei des Barometers
landet die Corona-Krise.Die Jun-
gen setzen nicht grundsätzlich
auf Totalopposition und verhal-
ten sich, wie bei der Umsetzung
vonCorona-Schutzmassnahmen,
oft behördenkonform. So be-
urteilten die Befragten die Coro-
na-Massnahmen als insgesamt
ausgewogen und trugen sie mit.
Allerdings waren die Jungen in
der Schweiz im Unterschied zu
den anderen drei untersuchten
Ländern der Ansicht, die getrof-
fenen Massnahmen hätten das
gesundheitliche gegenüber dem
wirtschaftlichen Wohlergehen
etwas zu stark gewichtet, schrieb
die CSweiter. Insgesamt habe die
Corona-Krise den Jungen die
Anfälligkeit einer globalisierten
Produktionskette gezeigt. Zudem
seien starke Führungsfiguren
wünschenswert, die Massnah-
men auch gegen Widerstand
durchsetzen würden, so die
Befragung weiter.

Für das Jugendbarometer
wurden rund 1000 Jugendliche
in der Schweiz, Brasilien, den
USA und Singapur im Alter von
16 bis 25 Jahren befragt. Die Um-
frage wurde vom Forschungs
institut GFS Bern zwischen Juni
und Juli durchgeführt. (sda)

Altersvorsorge
beschäftigt Junge
sehr stark

Uri gewährt als
einziger Kanton
den Abzug aller
Kosten für die
Kinderbetreuung.

Markus Brotschi

Vor allem gut ausgebildetenMüt-
tern mit einem mittleren oder
hohen Lohn legt das geltende
Steuerregime Hürden in den
Weg, wenn sie das Erwerbspen-
sum erhöhen wollen. Denn das
zusätzliche Einkommenwird zu
einem relativhohenTarif besteu-
ert. Dies trifft bei verheirateten
Paaren dann zu, wenn der Ehe-
mann das Haupteinkommen er-
wirtschaftet und die Ehefrau ein
geringeres Pensum hat. Diese
Konstellation findet sich laut
Bundesamt für Statistik bei fast
90 Prozent der Familien.

Unattraktiv ist ein höheres
Arbeitspensum für Mütter aber
auch, wenn für die zusätzliche
Erwerbsarbeit zusätzliche Krip-
pentage für die Kinder bezahlt
werdenmüssen. «Rein finanziell
gesehen lohnt sich eine Erhö-
hung des Pensums des zweitver-
dienenden Elternteils nur selten,
jedenfalls nicht in der kurzen
Frist», heisst es in einer Studie,
die der Thinktank Avenir Suisse
im Sommer publizierte.

Vor diesem Hintergrund hat
das Parlament eine Steuervorla-
ge gezimmert, über die wir am
Sonntag, den 27. September, ab-
stimmen. Steuerabzüge sollen
die Schwächen des heutigen
Steuersystems korrigieren. Die
Studienautoren Valérie Müller
und Marco Salvi untersuchten
die Wirkung der geplanten Er-
höhung des Betreuungskosten-
abzugs von heute 10’100 auf
25’000 Franken und des Kinder-
abzugs von heute 6500 auf
10’000 Franken. Diewichtigsten
Erkenntnisse in drei Punkten.

1 Abzug für alle bringt
arbeitenden Frauenwenig
Von der Erhöhung des Betreu-
ungskostenabzugs profitieren
vor allem Familien, bei denen
beide Eltern hohe Erwerbspen-
sen haben und deshalb beträcht-
liche Betreuungskosten anfallen.
Aber auch Familien, die ihre
Kinder an zwei oder drei Tagen
in einer Krippe betreuen lassen,
werden entlastet, da die jährli-
chen Betreuungskosten schnell
den heutigenMaximalabzug von
10’100 Franken überschreiten.
Von einer Erhöhung des Kinder-
abzugs profitieren hingegen alle
Eltern, unabhängig davon, ob
beide erwerbstätig sind oder nur
ein Ehepartner.Die entscheiden-

de Frage ist für die Studienauto-
ren allerdings, ob die beidenAb-
züge den Anreiz der Frauen zur
Erwerbstätigkeit erhöhen.

DieAntwort der Studie: Beide
Abzüge verringern die Besteue-
rung von zusätzlichem Einkom-
men,steuertechnischgesprochen
senken die Abzüge den soge-
nannten Grenzsteuersatz.

Allerdings ist dieser Effekt
durch den höheren Kinderabzug
gering. Zudem senkt der höhere
Kinderabzug auch die Einkom-
menssteuer von Einverdiener-
haushalten. Fazit: Kaum eine
Frau dürfte wegen des höheren
Kinderabzugs eine Erwerbs
tätigkeit aufnehmen oder ihr
Pensum erheblich erhöhen.

2 Kita-Kosten
fallen stark ins Gewicht
Anders sieht es beimBetreuungs-
kostenabzug aus. «Ein höherer
Betreuungskostenabzug redu-
ziert die Grenzsteuersätze für
Familienmit hohen Betreuungs-
kosten beträchtlich», heisst es in
der Studie. Steuern sparen vor
allem jene Eltern, die wegen der
Höhe des Einkommens keinen
subventionierten Kita-Platz be-
kommen. Für sie ist eine Erhö-
hung des Pensums mit Zusatz-
kosten für die Kinderbetreuung
undmit höheren Steuernverbun-
den. Wird diese Mehrbelastung
reduziert, lohnt sichdiePensums
erhöhung vor allem für gut aus-
gebildete Mütter trotz der hohen
Betreuungskosten eher als mit
demheutigenAbzugvonmaximal
10’100 Franken. Das bestehende
Steuersystem setzt für verheira-
tete FrauendenAnreiz,nicht oder
nur in tiefen Pensen zu arbeiten.
Der höhere Betreuungskosten
abzug mildert diesen Negativ
anreiz immerhin ein wenig.

3 Auf denWohnort
kommt es an
Noch höher wäre der Nutzen,
wenn der Betreuungskosten
abzug nicht nur bei der direkten
Bundessteuer erhöht würde,
sondernwenn auch alle Kantone
künftig einen Abzug von bis zu
25’000 Franken pro Kind zulas-
sen würden. Heute variieren die
Abzüge unter den Kantonen be-
trächtlich. Uri kennt als einziger
Kanton keine Obergrenze und
gewährt einenAbzug in derHöhe
der effektiven Kosten. Gross
zügig ist auch Neuenburg mit
einemAbzugvon 20’400 Franken
pro Kind. Zürich orientiert sich
zurzeit am aktuellenmaximalen
Bundessteuerabzug von 10’100,
Basel-Stadt gewährt 10’000 und
Bern maximal 8000 Franken.

Die Studienautoren sehen die
Steuervorlage kritisch. Denn die
Erhöhung des Kinderabzugs ver-
ursache allein beimBund Steuer-
ausfälle von jährlich 370 Millio-
nen Franken. Diese Ausfälle
würden den Spielraum für sinn-

vollere Reformenverkleinern, zu
denen die Einführung der Indi-
vidualbesteuerung gehöre, die
die Negativanreize für die Er-
werbstätigkeit von Müttern be-
seitigen würde.

Die Befürworter der Steuer-
vorlage sehen hingegen nicht nur
im höheren Betreuungskosten-
abzug eine Verbesserung, son-
dern auch im höheren Kinder
abzug. Wer Kinder grossziehe,
erbringe für die Gesellschaft eine
besondere Leistung. Mit der
Erhöhung des Kinderabzugs auf
Bundesebenewürden alle Fami-
lien – unabhängig vom Erzie-
hungsmodell – entlastet. Zudem
werde auch durch den Kinder
abzug die Progressionsschwelle
angehoben,und Frauen erhielten
so einen Anreiz, nach der
Schwangerschaft wieder einer
Erwerbsarbeit nachzugehen.

Zur Individualbesteuerung
gehen bei den Befürwortern
dieMeinungen auseinander. Die
FDP ist dafür, CVP und SVP sind
dagegen.

Kita-Abzug nützt erwerbstätigen
Mütternmehr als Kinderabzug
Abstimmung vom 27. September Steuern und Krippenkosten machen es für Frauen noch immer unattraktiv,
das Arbeitspensum zu erhöhen. Grosszügigere Steuerabzüge sollen die Erwerbsarbeit lohnender machen.

Kita-Plätze sind rar und teuer: Frauen haben darum in finanzieller Hinsicht oft nur wenig davon, wenn sie mehr arbeiten. Foto: Ennio Leanza (Keystone)
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Janine Hosp

Seit die Schweiz aus dem Lock-
down geholt wurde, steigt die
Zahl der Neuinfektionen stetig
an. Am Montag hat sie nun jene
Grenze erreicht, nach der sie an-
dere Länder und Regionen zum
Risikogebiet erklärt: dann,wenn
sich innert eines Zeitraums von
14 Tagen 60 von 100’000 Perso-
nen neu mit dem Coronavirus
angesteckt haben.

Manche Kantone haben diese
Grenze bereits seit längerem
überschritten, vor allem solche
in derRomandie.Die Schweiz hat
die Einschränkungen des Lock-
down im Frühsommer rasch ge-
lockert und gehörte in der Folge
zu den europäischen Staatenmit
den laxesten Bestimmungen.

Übernimmt der Bundesrat
wieder die Führung?
Nein. Wie es beim Eidgenössi-
schen Departement des Innern
aufAnfrage heisst, ändern die er-
höhten Zahlen nichts an den Zu-
ständigkeitenvonBundundKan-
tonen. Es giltweiterhin die soge-
nannte besondere Lage, bei der
der Bund nur die grundlegenden
Vorgaben festlegt, etwa die Mas-
kenpflicht im öffentlichen Ver-
kehr oder den Mindestabstand
von 1,50Metern.Alles andere liegt
noch im Ermessen der Kantone.

AbwelchemWertwird der
Bundesrat übernehmen?
Es ist nichtvöllig ausgeschlossen,
dass der Bundwieder einmal die
Führung übernimmt. Er hat aber
keinen entsprechendenWert fest-
gelegt, abwannerdies tunwird–
erwill situativentscheiden.Dadie
Corona-Ausbrüche in der Regel
lokal sind, verfolgen Bund und
Kantone die Strategie, auch lokal
Massnahmen zu ergreifen.

Wird die Schweiz nun
zu einer Risikoinsel?
Die Schweiz erreicht im Ver-
gleich mit den Nachbarländern
keinen Spitzenwert bei denNeu-
infektionen. ImDurchschnitt der
letzten Woche verzeichnete sie
einenTageswert von 4,5 Neuan-
steckungen pro 100’000 Ein-
wohner. In Frankreich waren es
mit durchschnittlich 12,3 Neu-
infektionen pro Tag fast dreimal

so viele, und auch in Österreich
waren es deutlich mehr (6,5). In
Italien aber,wo die Zahl derNeu-
infektionen im Frühling gerade-
zu explodierte, liegt dieserWert
aktuell bei 2,4, in Deutschland
gar nur bei 1,7.

Wie lange dürfenwir noch in
unsere Nachbarländer reisen?
Von den Nachbarländern kennt
nur Deutschland eine fixe Ober-
grenze: Sie liegt bei 50Neuinfek-
tionen pro 100’000 Einwohner.
Dies bemisst sich allerdings in-
nert sieben Tagen und nicht wie
in der Schweiz innert 14 Tagen.
Österreich, Frankreich und Ita-
lien kennen keinen solchen
Grenzwert. Bei der österreichi-
schen Botschaft in Bern hiess es,
man beobachte die Situation in
anderen Ländern genau. Man
wolle aber flexibel sein und kei-

nen fixen Wert bestimmen, der
ein Land auf die Liste der Risi-
koländer zwinge. Oft stiegen die
Fallzahlen nur regional.

Welche Kantone könnten zuerst
als Risikogebiete gelten?
Viele Länder setzen nurnoch Re-
gionen auf die Liste derRisikoge-
biete. Nicht nur, umwirtschaftli-
che Schäden zuminimieren, son-
dern auch, weil die Unterschiede
zwischendenRegionensehrgross
seinkönnen. InderSchweiz ist die
Zahl der Neuinfektionen in der
Waadt mit Abstand am grössten:
Sie verzeichnet 190 Neuinfektio-
nen pro 100’000 Einwohner in-
nert 14 Tagen. Danach folgen die
KantoneFreiburg (133),Genf (116),
Neuenburg (63) und Zürich (63).
Deutschland zumBeispiel hat die
Waadt und Genf auf die Liste der
Risikogebiete gesetzt. Einreisen-

de aus diesen Kantonen müssen
sich in Quarantäne begeben oder
mit einemTest nachweisen, dass
sie Covid-negativ sind.

Wo steht die Schweiz bereits
auf der Liste der Risikoländer?
Eine vollständige Liste gibt es
nicht, wie es beim Departement
für auswärtige Angelegenheiten
(EDA) auf Anfrage heisst. Weil
sich die Situation täglich ändere
und eine Einstufung zum Risi-
kogebiet nicht nur die ganze
Schweiz, sondern auch einzelne
Kantone betreffen könne,werde
keine solche Liste geführt. Das
EDA empfiehlt Reisenden, sich
selber beim jeweiligen Land zu
informieren.Manche haben ent-
sprechende Informationen auf
der Internetseite ihrer Botschaft
aufgeschaltet. Grossbritannien
oder Finnland, welche tiefe

Grenzwerte kennen, haben die
Schweiz schon auf die Liste der
Risikoländer gesetzt.

Welche Rolle spielen
wirtschaftliche Faktoren?
Vor allem Grenzregionen halten
nicht an strikten Regeln fest;
auch während des Lockdown
konnten Grenzgängerinnen und
-gänger zur Arbeit, wenn auch
unter erschwerten Bedingungen.
Heute nimmt der Bundesrat mit
besonderen Quarantäneregeln
Rücksicht auf die engen wirt-
schaftlichen und sozialen Bezie-
hungen zu den Nachbarstaaten
undverzichtet grundsätzlich da-
rauf, Grenzregionen bei zu ho-
hen Infektionszahlen zu Risiko-
gebieten zu erklären. Stattdessen
unterscheidet er nach Regionen.
So gilt seit Montag eine Quaran-
tänepflicht für Rückkehrer aus

neun Regionen Frankreichs und
ausWien, nicht aber für die gan-
zen Länder.

Wird das Reisen
bald berechenbarer?
Das Justiz- und Polizeideparte-
ment steht in Kontaktmit den an-
deren Ländern, um sein Grenz-
regime abzustimmen.So soll ver-
hindert werden, dass für jedes
Nachbarland andere Einreisebe-
dingungen gelten. «Die Schweiz
liegtmitten in Europa.Wirhaben
das grösste Interesse daran, das
Grenzregime untereinander ab-
zusprechen», sagt Reto Kormann
vomStaatssekretariat fürMigra-
tion. Allerdings: Ursprünglich
wollte derBundesrat die Listemit
denRisikoländernmonatlich an-
passen, tatsächlich tat er es in der
Folge alle zweiWochen, und nun
sogarwöchentlich.

Nach eigenenKriterien ist die SchweizRisikoland
Corona-Grenzwerte Die Zahl der Neuinfektionen in der Schweiz hat gestern die kritische Grenze überschritten,
nach der sie andere Staaten zum Risikogebiet erklärt. Die Antworten auf die wichtigsten Fragen.

Wanderer in den Waadtländer Alpen: Ob eine Maske getragen wird, ist jedem selbst überlassen. Einheitliche Regelungen dazu gibt es in der Schweiz keine. Foto: Lauren Gilliéron (Keystone)

Stephan Attiger und Philippe
Leuba: Beide sind Regierungs
räte, der eine imAargau, der an-
dere in der Waadt. Beide sind
Freisinnige. Und beide waren
Unterzeichner je eines Schrei-
bens, das vom 11. September da-
tierte und an die «Damen und
Herren» im Ständerat gerichtet
war. Doch damit enden die Ge-
meinsamkeiten.Denn dieAppel-
le der beidenMagistratenwider-
sprachen sich – und brachten die
Ständeräte in die Zwickmühle.

Doch der Reihe nach. Gestern
Montag hat die kleine Kammer
zwei Volksinitiativen behandelt,
welche den Einsatz von Pestizi-
den verringern respektive ver-
bieten wollten. Dass nach dem
Nationalrat auch der Ständerat
die Trinkwasser- und Pestizid-

verbots-Initiative ablehnenwür-
de, galt als sicher.Umstrittenwar
jedoch, inwieweit das Parlament
auf die beidenVolksbegehren re-
agieren sollte.

Auf dem Tisch lag ein Vor-
schlag der ständerätlichenWirt-
schaftskommission, der als eine
Art inoffizieller Gegenvorschlag
zu den Initiativen dienen soll. Er
will die Risiken beimEinsatz von
Pestiziden reduzieren, bis 2027
um50 Prozent.Als Referenzwert
dient das Mittel der Jahre 2012
bis 2015. Der Vorschlag war im
Rat ohne nennenswerte Opposi-
tion und geht nun an denNatio-
nalrat. Umstritten war die wei-
tergehende Forderung, den Ein-
trag von Stickstoff und Phosphor
aus der Landwirtschaft zu redu-
zieren, bis 2025 um 10 Prozent

und bis 2030 um20 Prozent. Der
vorgeschlagene Referenzwert
war das Mittel der Jahre 2014 bis
2016. Die ständerätliche Wirt-
schaftskommissionwollte unter
anderem mit diesem Zusatz die
«ökologische Komponente der
Landwirtschaft weiter stärken»
und so «Antworten» auf die bei-
den Initiativen geben.

Reformpaket auf Eis gelegt
Der FDP-Regierungsrat Attiger
sprach sich in seinem Schreiben
an die Ständeräte für diesen Zu-
satz aus – und damit die Konfe-
renz der kantonalen Umwelt
direktoren, der er vorsteht. Sein
Parteikollege Leuba indes warn-
te davor – und mit ihm die Kon-
ferenz der kantonalen Landwirt-
schaftsdirektoren, die er präsi-

diert.Es sei unbestritten,dass die
Landwirtschaft «in Sachen Um-
welt noch wesentliche und zu-
sätzliche Anstrengungen unter-
nehmen muss», so Leuba im
Schreiben,das dieserZeitungvor-
liegt.Allerdings sei derVorschlag
«nicht ausgereift».Daherwollten
die Landwirtschaftsdirektoren
die «komplexe Thematik» erst
später angehen, im Rahmen der
geplanten Agrarreform, der neu-
en Agrarpolitik ab 2022 (AP22+).
Da diese auf Eis gelegt ist,würde
sich eine Lösung aberverzögern.

Der Ständerat entschied sich
schliesslich für einen Mittelweg.
Er befürwortete mit Stichent-
scheidvonPräsidentHans Stöck-
li (SP) einenAntrag des St.Gallers
Benedikt Würth, der einen Ab-
senkpfadohneProzenteundFris-

ten als Ziel beantragt hatte. Die
Zahlen solle der Bundesrat fest-
setzen, ebenso die Methode für
die Berechnung der Reduktions-
ziele. DieWirkung der 10 oder 20
Prozent Absenkung sei nicht be-
kannt, und Landwirte hätten in
die Tierhaltung investiert, bei-
spielsweise in Laufställe, sagte
auch Erich Ettlin (CVP). Ein Ab-
senkpfad sei möglich und nötig,
aber nicht mit unrealistischen
Zahlen. Mehr Schutz will der
Ständerat auch im Zuströmbe-
reichvonTrinkwasserfassungen:
Erwill nurnoch Pflanzenschutz-
mittel zulassen, deren Verwen-
dung keine zu hohenKonzentra-
tionen von Wirkstoffen und Ab-
bauprodukten hinterlassen.

Stefan Häne

Ständeräte sprechen sich für besseren Trinkwasserschutz aus
Neue Umweltauflagen für Bauern Die kleine Kammer tritt auf einen Gesetzesvorschlag ihrer Wirtschaftskommission ein.

Qualität des Trinkwassers

Die Abbauprodukte des Fungizids
Chlorothalonil im Trinkwasser
übersteigen in einigen Regionen
die erlaubten Höchstwerte. Die
Trinkwasserversorger haben zwei
Jahre Zeit, dies zu korrigieren.
Dazu sind sie seit letztem Jahr
verpflichtet. In Ausnahmefällen
können die Kantone nun den
Trinkwasserversorgern aber eine
längere Frist gewähren. Das
Bundesamt für Lebensmittel-
sicherheit und Veterinärwesen
erliess dazu eine neue Weisung,
wie es gestern mitteilte. Die
Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit stuft
Chlorothalonil als wahrscheinlich
krebserregend ein. (sda)
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